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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Dekpol Steel Sp. z o.o. 
gültig ab 15.07.2026 

 

I. VORBEMERKUNGEN 
1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (im Folgenden auch: „AGB“) gelten für Verträge, die mit der Dekpol Steel Sp. z o.o. mit Sitz in Pinczyn, Adresse: Gajowa Straße 31, 83-251 

Pinczyn, eingetragen im Unternehmerregister des Amtsgerichts Gdańsk – Północ in Gdańsk unter der KRS-Nummer: 0000816536, im weiteren Verlauf der AGB als „Lieferant“ 
bezeichnet, Die Partei, mit der der Lieferant einen Vertrag abschließen will oder abgeschlossen hat, wird als „Abnehmer“ bezeichnet, während der Lieferant und der Abnehmer 
gemeinsam als „Parteien“ oder je nach Kontext einzeln als „Partei“ bezeichnet werden.  

2. Wann immer in den AGB der Begriff „Vertrag“ vorkommt, ist darunter ein Kauf-, Liefer- oder sonstiger Vertrag zu verstehen, der zwischen den Parteien geschlossen wurde und auf 
dessen Grundlage sich der Lieferant verpflichtet, dem Abnehmer ein Produkt aus dem Handelsangebot des Lieferanten (im Folgenden „Produkt“ genannt) zu liefern.  

3. Die AGB können vom Lieferanten jederzeit geändert werden. Unter einer Änderung versteht man sowohl die Ergänzung bestehender AGB als auch deren Aufhebung und die Einführung 
neuer AGB. Die Änderungen sind für den Abnehmer ab dem Tag der Zustellung der geänderten AGB an den Abnehmer oder ab dem Tag ihrer Veröffentlichung auf der Website des 
Anbieters verbindlich (je nachdem, was früher eintritt). Die geänderten AGB gelten für Bestellungen, die der Abnehmer nach dem Datum der Zustellung der geänderten AGB an ihn oder 
ab dem Tag ihrer Veröffentlichung auf der Website des Anbieters (je nachdem, was früher eintritt) aufgibt.  

4. Die AGB haben Vorrang vor den beim Abnehmer geltenden allgemeinen Vertragsbedingungen.  
5. Die AGB gelten für jeden Vertrag, auch wenn sie nicht als Anhang im Vertragstext aufgeführt sind.  
6. Mit der Auftragserteilung oder der Annahme eines Angebots des Lieferanten akzeptiert der Empfänger die AGB in vollem Umfang, sofern die Parteien nichts anderes schriftlich 

vereinbaren. 

II. VERHANDLUNG UND INHALT DES VERTRAGS 
1. Hat der Abnehmer vom Lieferanten ein Angebot erhalten, so gilt dieses als 14 Tage lang gültig.  
2. Der Vertrag kommt zustande, wenn der Abnehmer schriftlich oder in elektronischer Form eine Bestellung aufgibt und der Lieferant die Bestellung in elektronischer Form bestätigt. Alle 

Änderungen und Ergänzungen der Bestellung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Bestätigung durch beide Parteien per E-Mail.  
3. Der Vertrag kann auch in Form eines schriftlichen Vertrags, einer Handelsvereinbarung oder eines Verhandlungsprotokolls geschlossen werden, sofern diese alle wesentlichen, 

zwischen den Parteien vereinbarten Vertragsbedingungen enthalten und im Namen des Lieferanten von Personen unterzeichnet wurden, die ordnungsgemäß zur Abgabe von 
Willenserklärungen bevollmächtigt sind.  

4. Auf der Grundlage des Vertrags verpflichtet sich der Lieferant, das im Handelsangebot des Lieferanten enthaltene Produkt herzustellen, an den Abnehmer zu liefern und das Eigentum 
daran auf den Abnehmer zu übertragen, und der Abnehmer verpflichtet sich, das Produkt abzunehmen und dem Lieferanten den vereinbarten Preis innerhalb der vereinbarten 
Zahlungsfrist zu zahlen.  

5. Der Abnehmer darf ohne schriftliche Zustimmung des Lieferanten die sich aus dem abgeschlossenen Vertrag ergebenden Rechte nicht an Dritte abtreten.  
6. Der Lieferant ist berechtigt, den Vertragsabschluss von einer Prüfung der Zahlungsfähigkeit des Abnehmers hinsichtlich des Produktpreises abhängig zu machen.  
7. Der Lieferant erklärt, dass die Darstellung der Produkte auf der Website oder im Katalog des Lieferanten kein Angebot im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs darstellt und 

ausschließlich zu Informationszwecken dient. Die Fotos der Produkte dienen lediglich der Veranschaulichung, und ihr tatsächliches Aussehen und ihre Farbe können von den auf den 
Fotos dargestellten abweichen.  

8. Der Lieferant behält sich das Recht vor, bestimmte technische Parameter der in seinem Angebot enthaltenen Produkte sowie deren Aussehen zu ändern. 

III. AUSLIEFERUNG UND ABNAHME DES PRODUKTS 
1. Der Lieferant liefert das Produkt an den von den Parteien im Vertrag festgelegten Ort. Sofern nichts anderes vereinbart ist, liefert der Lieferant das Produkt an den Empfänger gemäß der 

Regel FCA INCOTERMS 2020.  
2. Die im Vertrag angegebenen Liefertermine sind vorläufig.  
3. Liefertermine oder sonstige Vertragsbedingungen können sich auch nach Vertragsabschluss ändern, insbesondere aufgrund höherer Gewalt und anderer vom Lieferanten nicht zu 

vertretender Umstände sowie aufgrund von Änderungen der Marktsituation und der aktuellen Handelsbedingungen, die unter anderem mit den Beziehungen des Lieferanten zu seinen 
Kooperationspartnern im Rahmen der Vertragserfüllung zusammenhängen. Der Empfänger wird unverzüglich über eine Änderung des Liefertermins oder anderer 
Vertragsbedingungen informiert.  

4. Alle mit dem Produkt verbundenen Vorteile und Lasten sowie die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Beschädigung des Produkts gehen mit der Übergabe an den 
Abnehmer oder an einen vom Abnehmer benannten Dritten auf den Abnehmer über.  

5. Der Abnehmer nimmt das Produkt vom Lieferanten an dem im Vertrag angegebenen Ort entgegen. Die Abnahme wird in einem Abnahmeprotokoll, einem Lieferschein oder einem 
anderen Dokument zur Bestätigung der Übergabe festgehalten, das von beiden Parteien unterzeichnet wird und alle bei der Abnahme getroffenen Vereinbarungen enthält.  

6. Ist der Ort der Übergabe des Produkts der Betrieb des Lieferanten:  
a. ist der Empfänger verpflichtet, dem Lieferanten spätestens 2 Tage vor der geplanten Abholung des Produkts die zur Abholung des Produkts befugte Person (Vorname, 

Nachname, Kfz Kennzeichen) mitzuteilen und auf Verlangen des Lieferanten ein Dokument vorzulegen, aus dem die Befugnis der genannten Person zur Abholung des 
Produkts vom Werk des Lieferanten hervorgeht. Die Abholung des Produkts im Werk des Lieferanten ist von Montag bis Freitag in der Zeit von 7:00 bis 15:00 Uhr möglich, 
sofern zuvor mit dem Lieferanten die genaue Uhrzeit der Abholung des Produkts vereinbart wurde.  

b. Der Empfänger ist verpflichtet, bei der Abholung des Produkts dessen Vollständigkeit, den technischen Zustand sowie die Unterlagen zu überprüfen, die gemäß dem Vertrag 
bei der Abholung auszuhändigen sind,  

c. Der Empfänger oder die zur Abholung des Produkts befugte Person ist verpflichtet, die am Standort des Lieferanten geltenden Arbeitsschutz- und Hygienevorschriften 
einzuhalten, d. Der Empfänger ist für die Verladung des Produkts verantwortlich und trägt die damit verbundenen Kosten.  

7. Wird das Produkt an einen vom Empfänger angegebenen Ort geliefert:  
a. gehen die mit dem Produkt verbundenen Vorteile und Lasten sowie die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Beschädigung des Produkts mit der Übergabe 

des Produkts an den Spediteur auf den Empfänger über.  
b. Der Abnehmer trägt alle Kosten für die Lieferung des Produkts an die in der Bestellung angegebenen oder anderweitig von den Parteien vereinbarten Orte, einschließlich der 

Kosten für eine zusätzliche Sicherung des Produkts während des Transports.  
c. Informationen über die Notwendigkeit einer zusätzlichen Sicherung des Produkts für die Transportzeit oder sonstige Anforderungen bezüglich des Transports des Produkts 

teilt der Empfänger dem Lieferanten spätestens bei der Bestellung mit.  
d. Der Empfänger ist verpflichtet, das Produkt vor der Bestätigung des Erhalts auf dem Frachtbrief in der für Produkte dieser Art üblichen Weise zu prüfen, insbesondere zu 

überprüfen, ob das Produkt (sofern es nicht verpackt ist) oder die Verpackung (sofern das Produkt verpackt ist) keine Anzeichen mechanischer Beschädigungen aufweist, die 
während des Transports entstanden sein könnten. Stellt der Empfänger fest, dass während des Transports ein Verlust oder eine Beschädigung des Produkts eingetreten ist, 
ist er verpflichtet, alle erforderlichen Maßnahmen zur Feststellung der Haftung des Spediteurs zu ergreifen und seine Vorbehalte in dem in Absatz 5 oben genannten Dokument 
zu vermerken; andernfalls gilt die Annahme des Produkts als vorbehaltlos.  

e. Der Empfänger ist für die Bereitstellung eines sicheren Ortes für das Entladen des Produkts sowie für das Entladen selbst verantwortlich und trägt die damit verbundenen 
Kosten.  

8. Der Mitarbeiter des Empfängers, der die Ware vom Lieferanten entgegennimmt, ist ein Vertreter des Empfängers, der befugt ist, im Namen des Empfängers Erklärungen im 
Zusammenhang mit der Erfüllung des Vertrags abzugeben und entgegenzunehmen. Verweigert ein Mitarbeiter des Abnehmers die Abgabe oder Entgegennahme einer 
Willenserklärung, wird ein Protokoll erstellt, das von einem Mitarbeiter des Lieferanten unterzeichnet wird, und die darin festgehaltenen Umstände oder Feststellungen sind für den 
Abnehmer verbindlich.  

9. Der Abnehmer trägt alle dem Lieferanten entstandenen Kosten, die durch die unbegründete Verweigerung der Annahme des Produkts verursacht wurden, einschließlich der Kosten für 
Lagerung, Rücktransport, Versicherung usw. 

IV. PREIS 
1. Die vertraglich vereinbarten Produktpreise, einschließlich der in der dem Vertrag beigefügten Preisliste oder im Katalog des Lieferanten angegebenen Preise, sind Nettopreise und 

werden gemäß den geltenden Vorschriften um die Umsatzsteuer erhöht.  
2. Wird der Nettopreis in EUR angegeben und soll die Zahlung in PLN erfolgen, wird der Nettopreis in EUR gemäß dem Verkaufskurs der Polnischen Nationalbank vom Tag der Ausstellung 

der entsprechenden Umsatzsteuerrechnung in PLN umgerechnet, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren. Der gemäß den Bestimmungen des vorstehenden Satzes 
umgerechnete Preis wird anschließend um den am Tag der Ausstellung der entsprechenden Umsatzsteuerrechnung geltenden Umsatzsteuersatz erhöht.  

3. Wurde der Nettopreis in EUR festgelegt und soll die Zahlung ebenfalls in EUR erfolgen, wird der Nettopreis in EUR 4.  
4. R um den entsprechenden, in EUR ausgedrückten Mehrwertsteuersatz erhöht, der gemäß dem Durchschnittskurs der Polnischen Nationalbank vom Werktag vor der Ausstellung der 

entsprechenden Mehrwertsteuerrechnung in PLN umgerechnet wird.  
5. Der Empfänger zahlt dem Lieferanten den Preis für das Produkt auf der Grundlage einer vom Lieferanten ordnungsgemäß ausgestellten Mehrwertsteuerrechnung oder eines anderen 

Buchhaltungsbelegs (z. B. einer Pro-forma-Rechnung), d. h. unter Berücksichtigung der geltenden Bestimmungen des Mehrwertsteuergesetzes sowie der Durchführungsbestimmungen 
zur Regelung der Anwendung des Nationalen E-Rechnungssystems (KSeF), innerhalb der darin angegebenen Frist.  

6. Sollten zwischen dem Datum des Vertragsabschlusses und dem Datum der Lieferung des Produkts die Herstellungskosten des Produkts steigen – insbesondere infolge:  
a. Preissteigerungen bei Rohstoffen, Halbfertigprodukten und Komponenten, die zur Herstellung des Produkts verwendet werden, oder  
b. eines Anstiegs der Transport- oder Arbeitskosten oder  
c. Änderungen der gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere der steuerrechtlichen Vorschriften, Wechselkursschwankungen oder  
d. eines Anstiegs anderer Kosten, die einen direkten oder  
e. indirekten Einfluss auf die Produktionskosten haben, sowie durch das Eintreten von Fällen höherer Gewalt.  

7. Der Lieferant behält sich das Recht vor, den Preis des Produkts entsprechend anzupassen, jedoch ausschließlich im Umfang des Anstiegs der oben genannten Kostenfaktoren. In dem 
oben beschriebenen Fall erfolgt die Änderung des Vertrags hinsichtlich des Produktpreises durch Mitteilung an den Abnehmer über die Änderung des im Vertrag vereinbarten Preises. 
Diese Mitteilung erfolgt mindestens in elektronischer Form und ist ab dem Zeitpunkt ihrer Zustellung an den Abnehmer wirksam. Der Lieferant ist auf Verlangen des Abnehmers 
verpflichtet, die Preisänderung zu begründen.  

8. Haben die Parteien vereinbart, dass die Preise der Produkte auf der Grundlage der dem Vertrag beigefügten Preisliste festgelegt werden, ist der Lieferant berechtigt, die sich aus der 
Preisliste ergebenden Preise im Zusammenhang mit Änderungen der Stahlpreise in jedem Quartal der Vertragslaufzeit, für die die Preisliste erstellt wurde, anzupassen (im Falle einer 
Vereinbarung über die vorübergehende Unveränderlichkeit der in der Preisliste angegebenen Preise beginnt das Recht des Lieferanten auf eine vierteljährliche Preisanpassung mit 
Ablauf des Zeitraums, für den die Parteien die Unveränderlichkeit der Preise vereinbart haben) . Die Preisanpassung erfolgt gemäß dem MEPS-Index, jedoch nur dann, wenn sich der 
Stahlpreisindex gegenüber dem zum Zeitpunkt der letzten Aktualisierung der Preisliste geltenden Niveau um mehr als ±3 % verändert hat. Der Lieferant übermittelt den Vorschlag für die 
aktualisierten Preise spätestens fünf (5) Tage vor jedem geplanten Datum des Inkrafttretens der aktualisierten Preise. Das Recht auf eine vierteljährliche Preisüberprüfung sowie die 
vertragliche Vereinbarung über die Unveränderlichkeit der in der Preisliste angegebenen Preise schließen das in Absatz 5 oben beschriebene Recht nicht aus.  

9. In den in den Absätzen 5 und 6 oben beschriebenen Fällen stellt der Lieferant dem Abnehmer eine Korrekturrechnung aus, die die Preisänderung dokumentiert.  
10. Der Abnehmer zahlt den Preis per Überweisung auf das jeweils in der Umsatzsteuerrechnung angegebene Bankkonto des Lieferanten. Die Zahlung des Preises erfolgt mit dem Tag der 

Gutschrift auf dem Bankkonto des Lieferanten.  
11. Wird eine Zahlungsfrist angegeben, die ab dem Tag der Zustellung der Rechnung berechnet wird, vereinbaren die Parteien einvernehmlich, dass diese Frist unter Berücksichtigung der 

Anwendungsregeln des KSeF berechnet wird. Das bedeutet, dass in den gesetzlich vorgesehenen Fällen das entscheidende Datum, ab dem die Zahlungsfrist berechnet wird, das Datum 
des Eingangs der strukturierten Rechnung (E-Rechnung) im KSeF und der Vergabe einer eindeutigen Rechnungsidentifikationsnummer im Nationalen E-Rechnungssystem (der 
sogenannten KSeF-ID) ist. Die Übermittlung einer entsprechenden Darstellung der E-Rechnung ist unerheblich, vorbehaltlich der Verpflichtung zur Verwendung einer entsprechenden 
Darstellung und zur Nutzung des Offline-Modus aus Gründen, die auf Seiten des Finanzministeriums und des KSeF-Systems selbst liegen. Nur in diesem Fall wird die Zahlungsfrist ab 
dem Tag der tatsächlichen Zustellung der entsprechenden Darstellung an den Auftraggeber berechnet, es sei denn, die Rechnung wurde bereits vor dem Datum der Zustellung der 
entsprechenden Darstellung (offline) an das KSeF übermittelt und dieses System hat ihr eine eindeutige Rechnungsidentifikationsnummer im Nationalen E-Rechnungssystem (die 
sogenannte KSeF-ID) zugewiesen. In diesem Fall ist das Datum der Vergabe der KSeF-ID als das Datum des Ereignisses, das zuerst eingetreten ist, für die Berechnung der Zahlungsfrist 
maßgeblich.  

12. Falls:  
a. der Ort der Leistungserbringung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem des Landes oder im Hoheitsgebiet eines Drittstaats liegt oder  
b. der Erwerber ein Unternehmen ist, das weder einen Geschäftssitz noch eine feste Betriebsstätte im Inland hat, oder  
c. der Erwerber ein Unternehmen ist, das keinen Sitz im Inland hat, aber über eine feste Niederlassung im Inland verfügt, wobei diese feste Niederlassung nicht am Erwerb der 

Ware oder Dienstleistung beteiligt ist, für die die Rechnung ausgestellt wurde, oder  
d. der Erwerber ist ein Steuerpflichtiger, der die in § 113a Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes genannte Befreiung in Anspruch nimmt, oder  
e. der Erwerber ist ein Unternehmen, das weder eine Nummer, mit der es für Steuerzwecke identifiziert wird, noch eine Steueridentifikationsnummer verwendet, und das sich 

von den in den Buchstaben a c und f genannten Erwerbern unterscheidet, oder  
f. der Erwerber ist eine natürliche Person, die keine gewerbliche Tätigkeit ausübt, wird die strukturierte Rechnung (E-Rechnung) dem Erwerber in einer mit ihm vereinbarten 

Weise zur Verfügung gestellt. 
13. Der Empfänger ermächtigt den Lieferanten, Umsatzsteuerrechnungen ohne Unterschrift des Empfängers auszustellen.  
14. Im Falle der Verwendung und Übermittlung von Dokumenten oder Informationen zwischen den Parteien, auf deren Grundlage der Lieferant zur Ausstellung einer Rechnung berechtigt 

ist, verpflichten sich die Parteien, diese Dokumente oder Informationen so rechtzeitig auszutauschen und zu akzeptieren, dass die Rechnung innerhalb der nach dem 
Umsatzsteuergesetz vorgeschriebenen Frist ausgestellt werden kann. Sollte der Lieferant aufgrund einer Verzögerung beim Austausch und der Anerkennung der für die 
Rechnungsstellung erforderlichen Dokumente oder Informationen die gesetzlichen Fristen für die Ausstellung der Rechnung oder deren Übermittlung an das KSeF versäumen und diese 
Verzögerung auf Gründe zurückzuführen sein, die auf Seiten des Abnehmers liegen, ist der Lieferant berechtigt, dem Empfänger alle Kosten in Rechnung zu stellen, die ihm im 
Zusammenhang mit diesen Verstößen entstehen; dies betrifft insbesondere dem Lieferanten drohende Geldbußen im Zusammenhang mit Verstößen gegen das Nationale E 
Rechnungssystem, die im Umsatzsteuergesetz vorgesehen sind, sowie die Kosten des Verfahrens zur Verhängung einer Geldbuße (insbesondere Rechtskosten sowie erforderliche 
Stempel- und Verwaltungsgebühren).  

15. Der Empfänger trägt die volle Verantwortung für die Angabe korrekter Identifikationsdaten im Vertrag oder in der auf dessen Grundlage erteilten Bestellung, insbesondere der richtigen 
E-Mail-Adresse für den Empfang elektronischer Rechnungen sowie der entsprechenden Darstellungen dersowie die Angabe einer korrekten und gültigen Steueridentifikationsnummer 
(NIP) oder der Identifikationsnummer für die Umsatzsteuer (VAT) bzw. der Identifikationsnummer für die Mehrwertsteuer oder einer anderen, für das Land des Sitzes des Empfängers 
geltenden Nummer. Im Falle eines Irrtums oder der Angabe falscher Daten, insbesondere hinsichtlich der oben genannten Identifikationsnummer, ist die Angabe korrekter Daten und 
die Berichtigung des Vertrags oder der auf dessen Grundlage erteilten Bestellung Voraussetzung für die Ausstellung einer korrekten Rechnung durch den Lieferanten sowie einer 
Korrekturrechnung. Sollte der Lieferant aufgrund des aufgetretenen Fehlers Geldstrafen im Zusammenhang mit Verstößen gegen das nationale E-Rechnungssystem (KSeF) gemäß 
dem Umsatzsteuergesetz ausgesetzt sein, insbesondere wenn er keine Rechnung ausgestellt hätte oder eine Rechnung unter Nichteinhaltung der entsprechenden Fristen für die 
Ausstellung oder Übermittlung an das KSeF ausgestellt hätte, sind die Kosten für Geldstrafen im Zusammenhang mit Verstößen gegen das Nationale E Rechnungssystem, die im 
Umsatzsteuergesetz vorgesehen sind, sowie die Kosten des Verfahrens zur Verhängung der Geldstrafe (insbesondere Rechtsberatungskosten sowie erforderliche Stempel- und 
Verwaltungsgebühren) vom Empfänger zu tragen.  

16. Der Lieferant kann die Lieferung des Produkts von der Leistung einer Vorauszahlung, einer Anzahlung oder der Stellung einer sonstigen Sicherheit durch den Empfänger abhängig 
machen und haftet nicht für Verzögerungen bei der Lieferung des Produkts, wenn der Empfänger keine entsprechende Sicherheit leistet.  

17. Bei nicht fristgerechter Zahlung des Preises ist der Lieferant berechtigt, für jeden Tag des Zahlungsverzugs gesetzliche Zinsen zu berechnen, eine Vorauszahlung für die bereits zur 
Ausführung angenommene Bestellung zu verlangen sowie die Ausführung einer weiteren Bestellung auszusetzen. Unabhängig davon erstattet der Abnehmer dem Lieferanten die 
nachgewiesenen Kosten für die Eintreibung der Forderung.  

18. Der Lieferant behält sich das Eigentumsrecht an dem Produkt bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises durch den Abnehmer vor.  
19. Die Einreichung einer Reklamation entbindet den Abnehmer nicht von der Verpflichtung, den Preis für das Produkt fristgerecht zu zahlen.  
20. Der Abnehmer darf keine Forderungen gegenüber dem Lieferanten mit Forderungen des Lieferanten gegenüber dem Abnehmer verrechnen. 

V. DOKUMENTATION UND RECHTE AN GEISTIGEM EIGENTUM 
1. Der Abnehmer nimmt zur Kenntnis, dass die Entwurfs- und technische Dokumentation, alle Daten, Zeichnungen, Modelle, Muster, Entwürfe, Spezifikationen und das Know-how, die vom 

Lieferanten im Rahmen der Vertragserfüllung verwendet werden, Eigentum des Lieferanten sind. Der Lieferant überträgt dem Abnehmer keinerlei Rechte oder Vorteile aus den geistigen 
Eigentumsrechten des Lieferanten. Der Abnehmer wird während der Laufzeit des Vertrags und zu keinem Zeitpunkt nach dessen Beendigung Entwürfe, Zeichnungen oder 
Spezifikationen oder sonstige Rechte des Lieferanten am geistigen Eigentum nutzen oder deren Nutzung gestatten. Ein Verstoß gegen das vorstehende Verbot hat die Verpflichtung zur 
Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von 100.000,00 EURO pro Verstoß an den Lieferanten zur Folge.  

2. Wenn der Lieferant den Vertragsgegenstand gemäß den vom Abnehmer zur Verfügung gestellten Angaben, Zeichnungen, Modellen, Mustern oder sonstigen Vorgaben ausführt, trägt 
der Abnehmer allein die volle Verantwortung für die sich daraus ergebenden Folgen; er garantiert dem Lieferanten insbesondere, dass durch die Ausführung und Lieferung des 
Vertragsgegenstands keine Schutzrechte Dritter, insbesondere aus Rechten des geistigen Eigentums, verletzt werden. Der Lieferant ist gegenüber dem Abnehmer nicht verpflichtet, zu 
prüfen, ob die Vertragserfüllung durch den Lieferanten auf der Grundlage der vom Abnehmer bereitgestellten Daten, Zeichnungen, Muster oder sonstigen Vorgaben Schutzrechte Dritter 
verletzt.  

3. Sollte ein Dritter gegen den Lieferanten einen Anspruch aus seinem Schutzrecht geltend machen, insbesondere auf Unterlassung der Verletzung, der zur Einstellung der Ausführung 
oder zur Verhinderung des Versands des Vertragsgegenstands führt, der auf der Grundlage der oben genannten Daten ausgeführt wird, so ist der Lieferant, ohne zur Prüfung der 
Begründetheit eines solchen Anspruchs verpflichtet zu sein, berechtigt, ohne jegliche Haftung gegenüber dem Abnehmer vom Vertrag mit diesem zurückzutreten. Die durch die 
Vertragserfüllung bereits entstandenen Kosten sind dem Lieferanten vom Abnehmer zu erstatten. In jedem der oben genannten Fälle verpflichtet sich der Abnehmer, den Lieferanten 
von Ansprüchen Dritter freizustellen (Freistellung von der Leistungspflicht) und dem Lieferanten den aus diesem Grund gegebenenfalls entstandenen Schaden zu ersetzen. 

VI. HAFTUNG DES LIEFERANTEN 
1. Die Gesamthaftung des Lieferanten wegen Nichterfüllung oder mangelhafter Erfüllung des Vertrags sowie die deliktische Haftung in Bezug auf ein einzelnes und alle Ereignisse ist auf 

100 % des Nettowerts des Produkts beschränkt, dessen Lieferung mit dem Entstehen des Schadens in Zusammenhang steht.  
2. Der Lieferant haftet ausschließlich für tatsächliche Schäden, unter Ausschluss von entgangenem Gewinn und Folgeschäden. 
3. Der Lieferant haftet nicht für Mängel am Produkt, die sich aus der Herstellung des Produkts gemäß der vom Abnehmer bereitgestellten Dokumentation oder aus Änderungen ergeben, 

die der Abnehmer an der Dokumentation des Lieferanten vorgenommen hat, oder aus einer Präzisierung dieser Dokumentation durch den Abnehmer.  
4. Bei einem Verzug des Abnehmers bei der Abnahme des Produkts steht dem Lieferanten eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,1 % des Gesamtnettowerts des nicht abgenommenen Produkts 

für jeden Tag des Verzugs zu. In dem im vorstehenden Satz beschriebenen Fall kann der Lieferant dem Abnehmer zusätzliche Kosten in Rechnung stellen, die im Zusammenhang mit 
der Verzögerung bei der Abnahme des Produkts entstanden sind, insbesondere zusätzliche Kosten für den Transport und die Lagerung des Produkts. Überschreitet die Verzögerung 
des Abnehmers bei der Abnahme des Produkts 3 Tage, ist der Lieferant berechtigt, vom noch nicht erfüllten Teil des Vertrags zurückzutreten. Im Falle eines Rücktritts von der Bestellung 
gemäß den vorstehenden Absätzen berechnet der Lieferant dem Abnehmer eine Vertragsstrafe, die ab dem Tag des Verzugs bis zum Tag der Zustellung der Rücktrittserklärung 
berechnet wird, sowie eine Vertragsstrafe für den Rücktritt von der Erfüllung des betreffenden Teils der Bestellung in Höhe von 10 % des Gesamtnettowerts des noch nicht erfüllten Teils 
des Vertrags. 

VII. HÖHERE GEWALT 
1. Der Lieferant haftet nicht und gilt nicht als gegen die Bestimmungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie gegen sonstige für die Parteien verbindliche Vertragsbestimmungen 

verstoßend, wenn er seine Verpflichtungen verspätet erfüllt oder nicht erfüllt, sofern diese Verspätung oder Nichterfüllung auf Gründe zurückzuführen ist, die außerhalb der Kontrolle 
des Lieferanten liegen (darunter u. a. Maßnahmen öffentlicher Behörden, Krieg, Unruhen, Feuer, Explosion, Überschwemmung, extreme Wetterbedingungen, Ein- oder 
Ausfuhrbestimmungen, verhängte Embargos, Streiks, Arbeitskonflikte oder die Unmöglichkeit bzw. Verzögerung beim Erhalt von Lieferungen von Rohstoffen, Halbfertigprodukten und 
Komponenten, die für die Herstellung des Produkts oder die Erbringung von Arbeitsleistungen verwendet werden). 

2. Der Lieferant kann in diesem Fall nach eigenem Ermessen die Erfüllung des Vertrags verzögern oder ganz oder teilweise vom Vertrag zurücktreten, ohne dass ihm dadurch zusätzliche 
Kosten entstehen, und haftet nicht für Schäden, die durch die Nichterfüllung des Vertrags entstehen; er wird den Abnehmer unverzüglich darüber informieren.  

3. Im Falle einer Änderung der wirtschaftlichen, handelsrechtlichen, finanziellen oder politischen Verhältnisse, die die Parteien zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorhersehen 
konnten und die zu einer erheblichen Störung des vertraglichen Gleichgewichts führen, verpflichten sich die Parteien, die Vertragsbedingungen unverzüglich neu zu verhandeln, um das 
vertragliche Gleichgewicht wiederherzustellen. 

VIII. GARANTIE 
1. Der Lieferant garantiert, dass das Produkt den von den Parteien vertraglich vereinbarten technischen Spezifikationen entspricht. Der Lieferant haftet nicht für die Eignung des Produkts 

für einen anderen Zweck als den, der von den Parteien in der genehmigten Produktspezifikation ausdrücklich vereinbart wurde.  
2. Der Lieferant haftet gegenüber dem Abnehmer im Rahmen der Garantie gemäß den Bestimmungen der Garantiekarte, die dem Abnehmer spätestens bei der Übergabe des Produkts 

ausgehändigt wird.  
3. Der Lieferant gewährt eine Garantie auf das Produkt für einen Zeitraum von 12 Monaten ab dem Verkaufsdatum, vorbehaltlich der Garantie für Adapter, Zahnaufsätze und Scharen, die 

als Verschleißteile nicht unter die Garantie fallen.  
4. Die Haftung des Lieferanten im Rahmen der gewährten Garantie erstreckt sich ausschließlich auf Mängel, die auf Ursachen zurückzuführen sind, die im verkauften Produkt liegen.  
5. Die Garantie umfasst die Behebung von Mängeln am verkauften Produkt.  
6. Die Ansprüche aus der Garantie umfassen nicht das Recht des Abnehmers, den Ersatz entgangener Vorteile, die im Zusammenhang mit den Mängeln des Produkts entstandenen Kosten 

oder die Bereitstellung eines Ersatzprodukts für die Dauer der Reparatur zu verlangen.  
7. Der Lieferant ist von der Haftung im Rahmen der gewährten Garantie befreit im Falle von:  

a. Schäden am Produkt, die auf unsachgemäße Entladung, Lagerung, Handhabung, Wartung oder Nutzung zurückzuführen sind,  
b. Schäden, die auf Überlastung oder die Nichtbeachtung der Verwendungsanweisungen für das jeweilige Produkt zurückzuführen sind,  
c. Schäden, die auf einen Unfall mit dem Produkt oder einem damit verbundenen Gerät zurückzuführen sind;  
d. Schäden, die durch Umstände entstanden sind, die außerhalb der Kontrolle des Lieferanten liegen;  
e. natürlichen Verschleiß des Produkts sowie Schäden, die die Funktion des Geräts nicht beeinträchtigen, wie z. B. Beulen oder oberflächliche Kratzer,  
f. alle vom Abnehmer vorgenommenen konstruktiven Änderungen, die nicht schriftlich mit dem Lieferanten vereinbart wurden, sowie alle Reparaturen oder Modifikationen, die 

von unbefugten Personen ohne schriftliche Zustimmung des Lieferanten durchgeführt wurden; Schäden, die durch die Verwendung von Nicht-Original-Ersatzteilen ohne 
schriftliche Zustimmung des Lieferanten zur Verwendung solcher Teile entstanden sind;  

g. die Unmöglichkeit, das Produkt zu identifizieren, oder das Fehlen einer gültigen Garantiekarte (d. h. einer vom Lieferanten unterzeichneten Karte, die das Verkaufsdatum 
enthält und keine Streichungen oder Korrekturen durch unbefugte Personen aufweist). Ein Duplikat der Garantiekarte kann auf schriftlichen Antrag nach Vorlage eines 
Kaufnachweises durch den Empfänger ausgestellt werden.  

8. Im Rahmen der gemäß diesen AGB geschlossenen Verträge ist die Gewährleistungspflicht des Lieferanten ausgeschlossen. 

IX. REKLAMATIONSMELDUNG 
1. Der Empfänger ist verpflichtet, unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 72 Stunden nach Feststellung eines Mangels am Produkt, eine schriftliche oder elektronische Reklamation 

einzureichen.  
2. An die Adresse des Lieferanten: Gajowa Straße 31, 83-251 Pinczyn / E-Mail: kj@dekpol.pl, andernfalls erlöschen die Ansprüche aus der Garantie. Die Meldung sollte auf dem Formular 

erfolgen, das der Garantiekarte als Anhang beigefügt ist. Dem Empfänger ist verpflichtet, der Meldung eine Kopie der Garantiekarte beizufügen. Darüber hinaus sollte der Empfänger der 
Meldung, soweit möglich, Unterlagen beifügen, die eine Überprüfung der Meldung ermöglichen (z. B. Fotos des beschädigten Produkts).  

3. Der Lieferant verpflichtet sich, sich innerhalb von 5 Werktagen nach Eingang einer ordnungsgemäßen Meldung mit dem Empfänger in Verbindung zu setzen und mit diesem die Art und 
den Zeitpunkt der Mängelbeseitigung zu vereinbaren. Der Lieferant kann dem Empfänger zudem Anweisungen zur weiteren Nutzung des Produkts erteilen.  

4. Stellt der Lieferant fest, dass einer der Umstände vorliegt, die seine Haftung im Rahmen der Gewährleistung ausschließen, teilt er dem Empfänger mit, dass diesem keine Ansprüche aus 
der Gewährleistung zustehen.  

5. Im Falle einer unbegründeten Aufforderung an den Lieferanten zur Durchführung einer Garantiereparatur trägt der Empfänger die dadurch entstandenen Kosten.  
6. Ab dem Zeitpunkt, an dem der Abnehmer einen Mangel feststellt, der einer Mängelanzeige unterliegt, hat der Abnehmer die Nutzung des mangelhaften Produkts zu unterlassen und alle 

Empfehlungen des Lieferanten hinsichtlich dessen Nutzung zu befolgen. Die Nutzung des mangelhaften Produkts entgegen den Empfehlungen des Lieferanten führt zum Verlust der 
Gewährleistungsansprüche.  

7. Die Wahl der Art und Weise der Mängelbeseitigung obliegt dem Lieferanten.  
8. Der Empfänger verpflichtet sich, das zum Austausch oder zur Reparatur bestimmte Produkt auf eigene Kosten an den vom Lieferanten angegebenen Ort zu liefern. Der Empfänger ist 

verpflichtet, das Produkt frei von Verschmutzungen (andernfalls stellt der Lieferant dem Empfänger Reinigungskosten in Höhe von 500 PLN netto in Rechnung) und so gesichert zu liefern, 
dass während des Transports keine weiteren Mängel entstehen können. Nach Beseitigung des Mangels wird das Produkt auf Kosten des Abnehmers an die von ihm angegebene 
Adresse zurückgesandt, sofern die Parteien im Laufe der Reparatur nichts anderes vereinbaren. 

X. RÜCKTRITT VOM VERTRAG 
1. Der Lieferant ist berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, wenn sich herausstellt, dass der Abnehmer nicht in der Lage ist, den Verkaufspreis zu zahlen, oder wenn berechtigte Zweifel 

an dieser Zahlungsfähigkeit bestehen, oder wenn gegen den Abnehmer ein Antrag auf Löschung aus dem Gewerberegister gestellt wurde oder eine solche Löschung bereits erfolgt ist. 
Soll die Erfüllung der Verpflichtungen durch den Abnehmer gemäß den Bestimmungen des Vertrags innerhalb einer im Vertrag genau festgelegten Frist erfolgen und kommt der 
Abnehmer mit der Erfüllung dieser Verpflichtung in Verzug, ist der Lieferant in jedem Fall berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, ohne dem Abnehmer eine Nachfrist zur Erfüllung der 
Verpflichtung zu setzen.  

2. Sofern nichts anderes vereinbart ist, kann der Lieferant von dem in diesem Punkt sowie in anderen Bestimmungen dieser AGB genannten Rücktrittsrecht innerhalb einer Frist von 3 
Monaten ab dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme der den Rücktritt vom Vertrag begründenden Umstände Gebrauch machen. 

XI. VERPFLICHTUNG ZUR VERTRAULICHKEIT 
1. Der Abnehmer behandelt alle allgemein nicht bekannten Informationen über den Lieferanten („vertrauliche Informationen“) vertraulich, insbesondere die dem Abnehmer übermittelten 

technischen Unterlagen (darunter insbesondere, aber nicht ausschließlich, Entwürfe, Zeichnungen, Spezifikationen, Kostenvoranschläge, Angebote, Daten, Studien und alle sonstigen 
Materialien, die dem Abnehmer vom Lieferanten im Zusammenhang mit der Erfüllung des Vertrags übermittelt wurden); das Know-how des Lieferanten, sonstige Informationen jeglicher 
Art über den Lieferanten oder Unternehmen der Unternehmensgruppe des Lieferanten, deren Kunden, Vertragspartner, Abnehmer, Lieferanten, Organmitglieder, Geschäftsführer, 
Mitarbeiter, Auftragnehmer, Berater, Vertreter und Konsulenten, personenbezogene Daten sowie sonstige Informationen, die ein Geschäftsgeheimnis des Lieferanten darstellen können. 
Der Empfänger ist verpflichtet, alle Organe, Mitarbeiter, Vertreter und sonstigen Dritten, die mit diesen Informationen in Berührung kommen, einer entsprechenden 
Geheimhaltungsverpflichtung zu unterwerfen und die Einhaltung dieser Verpflichtung zu überwachen. Der Empfänger verpflichtet sich, die oben genannten Informationen während der 
gesamten Laufzeit des Vertrags sowie für einen Zeitraum von 5 Jahren ab dem Datum der Beendigung der Vertragserfüllung durch den Lieferanten streng vertraulich zu behandeln 
(nicht an Dritte weiterzugeben). Im Falle eines Verstoßes gegen die vorgenannten Bestimmungen durch den Empfänger oder andere Personen, denen der Empfänger vertrauliche 
Informationen weitergegeben hat (einschließlich einer unbeabsichtigten Weitergabe), verpflichtet sich der Empfänger, an den Lieferanten eine Vertragsstrafe in Höhe von 100.000,00 
EURO (in Worten: einhunderttausend Euro) für jeden Verstoß zu zahlen. 

XII. PERSONENBEZOGENE DATEN 
1. Die Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten des Empfängers, der eine natürliche Person ist, durch den Lieferanten sind in Anhang Nr. 1 zu den AGB – 

„Informationsklausel – Verarbeitung personenbezogener Daten des Empfängers, der eine natürliche Person ist“ – enthalten.  
2. Die Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten von Personen, deren Daten der Empfänger dem Anbieter im Rahmen der Vertragserfüllung übermittelt, sind in Anhang 

Nr. 2 zu den AGB – „Informationsklausel – Verarbeitung personenbezogener Daten – Ansprechpartner, Vertreter und Bevollmächtigte des Empfängers“ – enthalten.  
3. Der Empfänger verpflichtet sich, die Personen, deren personenbezogene Daten er dem Anbieter im Zusammenhang mit der Vertragserfüllung zu übermitteln beabsichtigt, über die 

Grundsätze der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten durch den Anbieter zu informieren und dem Anbieter ausschließlich personenbezogene Daten jener Personen zu 
übermitteln, gegenüber denen er die vorgenannte Informationspflicht erfüllt hat.  

4. Zur Änderung des Inhalts der Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten, auf die in den Absätzen 1 und 2 oben Bezug genommen wird, genügt eine einseitige 
Erklärung des Anbieters und die Übermittlung der aktualisierten Fassung der Informationsklauseln an den Empfänger auf elektronischem Wege an die E-Mail-Adresse des Empfängers 
oder seines Vertreters oder per Einschreiben per Einschreiben mit Rückschein oder per Kurierdienst. Im Falle einer Aktualisierung der in Absatz 2 oben genannten Informationsklausel 
wird der Empfänger den von dieser Klausel betroffenen Personen unverzüglich deren aktualisierte Fassung übermitteln.  

5. Der Empfänger ist verpflichtet, in Bezug auf Personen, deren Daten der Anbieter dem Empfänger im Rahmen der Vertragserfüllung übermittelt, Regeln zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten einzuführen, die den in der in Absatz 2 genannten Klausel enthaltenen Regeln entsprechen. 

XIII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
1. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen und der Vertrag der Parteien unterliegen polnischem Recht.  
2. Die Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG) ist ausgeschlossen.  
3. Alle Streitigkeiten, die sich aus dem Vertrag ergeben können, werden von dem für den Sitz des Lieferanten zuständigen ordentlichen Gericht entschieden.  
4. Unabhängig von den in den AGB vorbehaltenen Vertragsstrafen kann der Lieferant nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen Schadensersatz geltend machen, der über die Höhe dieser 

Vertragsstrafen hinausgeht.  
5. Die folgenden Anhänge sind integraler Bestandteil der AGB:  

a. Informationsklausel: Verarbeitung personenbezogener Daten des Abnehmers, der eine natürliche Person ist,  
b. Informationsklausel: Verarbeitung personenbezogener Daten von Kontaktpersonen, Vertretern und Bevollmächtigten des Abnehmers,  
c. Reklamationsformular 

Anhang Nr. 1. Informationsklausel – Verarbeitung personenbezogener Daten des Empfängers, der eine natürliche Person ist 
1. Verantwortlicher für die personenbezogenen Daten des Empfängers ist der Anbieter.  
2. Der Anbieter verarbeitet die personenbezogenen Daten des Empfängers gemäß den geltenden Datenschutzbestimmungen, insbesondere gemäß der Verordnung des Europäischen 

Parlaments und des Rates (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (im Folgenden: „DSGVO“) sowie vom 10. Mai 2018 über den Schutz personenbezogener Daten.  

3. Die personenbezogenen Daten des Empfängers werden vom Anbieter zu folgenden Zwecken verarbeitet:  
a. Abschluss und Erfüllung des Vertrags gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe b DSGVO;  
b. zur Erfüllung der dem Anbieter obliegenden rechtlichen Verpflichtungen (z. B. steuerliche Verpflichtungen) gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchstabe b DSGVO;  
c. Wahrnehmung der berechtigten Interessen des Anbieters, einschließlich der Feststellung, Abwehr oder Geltendmachung etwaiger Ansprüche, gemäß Art. 6 Abs. 1 

Buchstabe f DSGVO.  
4. Die im Zusammenhang mit der Erfüllung des Vertrags verarbeiteten personenbezogenen Daten des Empfängers werden während der gesamten Laufzeit des Vertrags gespeichert und 

nach dessen Kündigung oder Ablauf bis zu dem in den geltenden Rechtsvorschriften (einschließlich des Gesetzes vom 29. August 1997 – Steuerordnung und des Gesetzes vom 29. 
September 1994 über die Rechnungslegung) oder so lange, wie es zur Sicherung etwaiger Ansprüche erforderlich ist.  

5. Im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen dem Empfänger die in der DSGVO vorgesehenen Rechte zu, darunter: das Recht auf Auskunft über seine 
Daten sowie das Recht auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und das Recht auf Datenübertragbarkeit, das Widerspruchsrecht sowie das Recht, die Einwilligung 
jederzeit zu widerrufen, ohne dass dies die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung beeinträchtigt, die auf der Grundlage der Einwilligung vor deren Widerruf erfolgt ist. Diese Rechte sind nicht 
absolut und können aufgrund geltender gesetzlicher Bestimmungen Einschränkungen unterliegen. Um von den oben genannten Rechten Gebrauch zu machen, wenden Sie sich bitte 
an den Verantwortlichen für die Verarbeitung personenbezogener Daten.  

6. Sollte festgestellt werden, dass der Anbieter die Daten rechtswidrig verarbeitet, steht dem Empfänger zudem das Recht zu, eine Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde einzureichen, bei 
der es sich um den Präsidenten der Datenschutzbehörde mit Sitz in Warschau handelt.  

7. Die Angabe personenbezogener Daten ist freiwillig, jedoch für die Erfüllung des Vertrags, einschließlich der Erbringung der gegenseitigen Leistungen und der eventuellen 
Geltendmachung von Ansprüchen, unerlässlich.  

8. Die personenbezogenen Daten des Empfängers werden sowohl in Papierform als auch elektronisch erhoben und verarbeitet.  
9. Die personenbezogenen Daten des Empfängers können an Mitarbeiter des Anbieters, an Unternehmen der Dekpol-Unternehmensgruppe, die Dienstleistungen für Dekpol Steel 

erbringen (u. a. Personalverwaltung, IT), sowie an andere Stellen, die auf der Grundlage und im Rahmen des geltenden Rechts dazu befugt sind, einschließlich staatlicher Behörden und 
Institutionen (z. B. an das Finanzamt im Zusammenhang mit steuerlichen Verpflichtungen).  

10. Personenbezogene Daten werden weder an Drittstaaten noch an internationale Organisationen übermittelt.  
11. Die Kontaktaufnahme mit dem Verantwortlichen für die Verarbeitung personenbezogener Daten in Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener 

Daten ist unter der Adresse rodo@dekpol.pl möglich. 

 
Anhang Nr. 2. Informationsklausel – Verarbeitung personenbezogener Daten – Ansprechpartner, Vertreter, Bevollmächtigte der 
Empfänger 
Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) [im Folgenden: „DSGVO“] stellen wir Ihnen Informationen 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Dekpol Steel Gesellschaft mit beschränkter Haftung zur Verfügung. Die nachstehenden Informationen beleuchten die wichtigsten 
Aspekte der Verarbeitung personenbezogener Daten sowie die Rechte natürlicher Personen im Zusammenhang mit der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten. 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung. 

Verantwortlicher für Ihre personenbezogenen Daten ist die Dekpol Steel Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in Pinczyn („Verantwortlicher“). 
2. Umfang der Verarbeitung personenbezogener Daten. 

Der Verantwortliche verarbeitet personenbezogene Daten, die er von seinen Vertragspartnern oder direkt von den betroffenen natürlichen Personen erhält. Zu den verarbeiteten Daten 
gehören insbesondere: Vor- und Nachname, Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer), Arbeitsort und Position. 

3. Zweck und Dauer der Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Der Verantwortliche verarbeitet personenbezogene Daten zur Wahrung seiner berechtigten Interessen (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DSGVO), darunter insbesondere:  

a. die Ermöglichung der Kontaktaufnahme im Zusammenhang mit dem geplanten Abschluss oder der Erfüllung von Verträgen zwischen den Vertragspartnern des 
Verantwortlichen und dem Verantwortlichen. In diesem Zusammenhang werden die Daten während der gesamten Laufzeit der jeweiligen Verträge oder bis zum Abschluss 
der Verhandlungen verarbeitet;  

b. die Feststellung, Geltendmachung oder Abwehr von Ansprüchen – bis zum Erlöschen der Ansprüche, einschließlich der Ansprüche seitens des Staatsschatzes, sofern die 
unter Buchstabe a) genannten Verhandlungen mit dem Abschluss eines Vertrags beendet wurden. 

4. Freiwilligkeit der Datenübermittlung. 
Die Angabe Ihrer personenbezogenen Daten ist freiwillig, jedoch für den Abschluss und die Erfüllung des Vertrags erforderlich. Wir haben Ihre personenbezogenen Daten von Ihrem 
Arbeitgeber oder Auftraggeber erhalten, der Ihre Daten als Daten eines Vertreters, Bevollmächtigten oder Ansprechpartners für den Verantwortlichen im Zusammenhang mit dem 
Vertragsabschluss oder der Führung von Verhandlungen zum Vertragsabschluss angegeben hat. Wenn Sie die Verarbeitung Ihrer Daten nicht wünschen, wenden Sie sich bitte 
zunächst an Ihren Arbeitgeber oder Auftraggeber, der uns Ihre Daten übermittelt hat. 

5. Empfänger personenbezogener Daten. 
Der Verantwortliche nutzt die Dienste von Dritten und übermittelt, sofern dies für die ordnungsgemäße Erbringung der Dienstleistungen oder die Erfüllung der Aufgaben des 
Verantwortlichen erforderlich ist, personenbezogene Daten natürlicher Personen im erforderlichen Umfang. Dies gilt insbesondere für:  

a. Anbieter von IT-Dienstleistungen und -Lösungen,  
b. Unternehmen, die bei der Vertragserfüllung vermitteln (Subunternehmer, Post- und Kurierdienste),  
c. Unternehmen, die Abrechnungs-, Zahlungs- und Inkassodienstleistungen erbringen (z. B. Systeme zur Rechnungsstellung oder zur Erfassung des Dokumentenflusses),  
d. Anbieter von Beratungsdienstleistungen (z. B. Anwaltskanzleien und Finanzberatungsbüros),  
e. Stellen, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen zum Erhalt von Daten berechtigt sind, darunter Strafverfolgungsbehörden, Steuerbehörden oder andere öffentliche Stellen 

und Institutionen.  
Bei der Weitergabe personenbezogener Daten achten wir darauf, dass die Stellen, denen die Daten anvertraut werden, vertrauenswürdig sind und nicht nur einen hohen Standard bei 
den erbrachten Dienstleistungen, sondern auch beim Schutz personenbezogener Daten und bei der Wahrung ihrer Vertraulichkeit gewährleisten. Zu diesem Zweck werden 
entsprechende Vereinbarungen geschlossen, die die Sicherheit der anvertrauten Daten regeln. Sollten wir Daten an Stellen mit Sitz in Drittstaaten (d. h. außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums) übermitteln, verlangen wir von diesen Stellen, dass sie ein hohes Schutzniveau für personenbezogene Daten gewährleisten, die europäischen Datenschutzstandards 
erfüllen und entsprechende Vereinbarungen auf der Grundlage der von der Europäischen Kommission verabschiedeten Mustervertragsklauseln zum Datenschutz abschließen. Die 
Daten werden nicht für automatisierte Entscheidungen verwendet, einschließlich Profiling 

6. Rechte natürlicher Personen im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Jede betroffene Person hat das Recht auf:  

a. Auskunft über die Daten im Rahmen der Bestimmungen der DSGVO (Art. 15 DSGVO),  
b. die Berichtigung der Daten (Art. 16 DSGVO),  
c. die Löschung der Daten zu verlangen, sofern eine der in der DSGVO genannten Voraussetzungen erfüllt ist (Art. 17 DSGVO),  
d. die Einschränkung der Datenverarbeitung in den in der DSGVO festgelegten Fällen (Art. 18 DSGVO),  
e. eine Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, d. h. dem Präsidenten der Datenschutzbehörde, einzureichen (Art. 77 DSGVO).  

Jede Person, deren Daten zu Zwecken verarbeitet werden, die auf den berechtigten Interessen des Verantwortlichen beruhen, hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, Widerspruch gegen die Datenverarbeitung einzulegen (Art. 21 DSGVO). 

Bei Fragen sowie in Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten natürlicher Personen wenden Sie sich bitte per E-Mail an: 
rodo@dekpol.pl oder per Post an: Dekpol Steel sp. z o.o., Gajowa Straße 31, 83-251 Pinczyn. 


